
Was kommt nach der 
kostendeckenden 
Einspeisevergütung (KEV): 
Fördern, Lenken, Abwarten?
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Ausgangslage

Die Schweizer Energiepolitik und 
damit die Energiestrategie 2050 
folgt in ihren Grundsätzen den Vor-
gaben von Art. 89 der Bundesverfas-
sung mit der Zielsetzung einer „breit 
gefächerte[n], sichere[n], wirtschaft-
liche[n] und umweltverträgliche[n] 
Energieversorgung“.

Der Ausstieg aus der Kernenergie 
und der parallele Ausbau erneuer-
barer Energien sind zwei Eckpfeiler 
der Energiestrategie 2050. Neben 
einem moderaten Ausbau der Was-
serkraft sieht die Energiestrategie 
insbesondere einen substantiellen 
Anstieg der inländischen Produk-​
tion aus erneuerbaren Energien bis 
2035 auf 11’400 GWh pro Jahr (ohne 
Wasserkraft) vor. 

Die 2008 eingeführte kostendecken-
de Einspeisevergütung (KEV) ist ein 
Instrument, welches diesen Ausbau 
fördert. Bis 2015 wurden mit der KEV 

Neue erneuerbare Energien sollen gemeinsam mit der Wasserkraft im Rahmen der Energiestrategie 2050 langfris-
tig die Schweizer Stromversorgung sicherstellen. Mit dem Auslaufen der kostendeckenden Einspeisevergütung 
(KEV) als Hauptförderinstrument in den kommenden fünf Jahren und der geplanten Implementierung eines Kli-
ma- und Energielenkungssystem (KELS) stellt sich die Frage, ob der angestrebte Ausbau neuer erneuerbarer Ener-
gien bei gleichzeitiger Wahrung der Versorgungssicherheit erreicht werden kann.

Die in der Diskussion befindlichen klimapolitischen Instrumente stellen zwar eine wichtige Weiterentwicklung 
der Schweizer Klimapolitik dar, werden die Rolle der KEV aber nicht vollständig übernehmen können. Wenn die 
in der Energiestrategie vorgesehene inländische Stromproduktion aus erneuerbaren Energien erreicht werden soll, 
wird es daher notwendig sein, die KEV durch alternative Massnahmen zu ersetzen. 

Um dabei neben den Ausbauzielen auch eine hinreichende Kontrolle der Gesamtkosten zu gewährleisten, sind ent-
weder flexible Mengeninstrumente oder flexible Preisinstrumente denkbar. Solche flexiblen Instrumente sind 
einer reinen Preis- oder Mengensteuerung überlegen, erfordern jedoch eine sorgfältige Ausgestaltung. Verschiede-
ne Ansätze (Quotenmodell, Ausschreibungen, Prämienmodell, Bereitstellung von Risikokapital) haben dabei unter-
schiedliche Vorzüge und Nachteile, die stark von den Details der Ausgestaltung abhängen.

Daher ist eine rechtzeitige Ausarbeitung und Analyse verschiedener Alternativen sowie eine zeitnahe Planung 
des Übergangs von entscheidender Bedeutung.

Dieses White Paper zeigt auf, un-
ter welchen Bedingungen und wa-
rum weitere Massnahmen notwen-
dig sind und welche Massnahmen 
grundsätzlich geeignet sind, die 
KEV abzulösen. Es gibt einen Über-
blick über die wesentlichen Vor- und 
Nachteile verschiedener Optionen; 
eine ausführliche Darstellung der 
zahlreichen Ausgestaltungsmög-
lichkeiten würde jedoch den Rah-
men dieses Papiers sprengen.

Warum erneuerbare  
Energien fördern?

Erneuerbare Energieträger stellen 
in der Schweiz die einzig verfügba-
re einheimische Energiequelle dar 
und können die Abhängigkeit von 
Strom- oder Ressourcenimporten 
reduzieren (Schleiniger und Betz, 
forthcoming). Ihr Ausbau dient da-
mit auch Aspekten der Versorgungs-
sicherheit. 

Was kommt nach der KEV?

über 2’000 GWh an jährlicher erneu-
erbarer Stromerzeugung gefördert. 
Dies sind ca. 3,5 % des nationalen 
Stromverbrauchs.

Mit dem ersten Massnahmenpaket 
zur Energiestrategie 2050 wird diese 
Förderung jedoch befristet; 5 Jahre 
nach Inkrafttreten des Massnah-
menpakets soll es keine Förderung 
für Neuanlagen mehr über KEV-Tari-
fe geben. Ab dem Jahr 2031 sollen 
zudem auch keine neuen Investi-​
tionsbeiträge bzw. Einmalvergütun-
gen mehr ausgerichtet werden.

Langfristig werden Kostensenkun-
gen bei erneuerbaren Energien und 
steigende Preise für CO2-Emissionen 
eine Förderung erneuerbarer Ener-
gien unnötig machen (z. B. Frau-
enhofer ISE 2013, EC 2016). Es ist 
aber unwahrscheinlich, dass dieser 
Zustand bereits innerhalb der kom-
menden 5 Jahre bis zum Auslaufen 
der KEV erreicht wird. 
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senkungen rasch zu realisieren und 
damit mittelfristig Kosten zu spa-
ren. Für die Schweiz lässt eine För-
derung, aufgrund der begrenzten 
Grösse des Schweizer Marktes, aber 
nur Lern- und Skaleneffekte für loka-
le Kostenaspekte (z. B. Planung und 
Projektierung, Montage und War-
tung, sowie Betriebsoptimierung 
und Steuerungslösungen) erwarten.

Diesen positiven Effekten stehen 
die Kosten einer Förderung gegen-
über. Eine technologiespezifische 
Förderung führt damit in der Regel 
vorübergehend zu erhöhten Strom-
gestehungskosten, da auch (noch) 
vergleichsweise teure Technologien 
zum Einsatz kommen. Zudem be-
steht das Risiko, dass die Technolo-
gieförderung Investitionen in Tech-
nologien lenkt, die auch langfristig 
nicht wettbewerbsfähig sein wer-
den. Dies betrifft weniger bereits 
recht marktnahe Erneuerbare, wie 
PV oder Wind, sondern vor allem 
„emerging technologies“. Daher 
sollte eine Förderung vorrangig als 

vorübergehende Massnahme ein-
gesetzt werden.

Rückblick: 
Förderung bisher 

1. Einspeisetarife in der Schweiz
Die am 1. Mai 2008 eingeführte kos-
tendeckende Einspeisevergütung 
(KEV) ist ein typisches Beispiel für 
die Förderung erneuerbarer Ener-​
gien durch Einspeisetarife. Anlagen-
betreiber bekommen für 20 bzw. 25 
Jahre eine fixe Vergütung pro einge-
speister kWh, wobei die Vergütungs-
sätze für die einzelnen Technologien 
unterschiedlich hoch sind. Die Ver-
gütung wird über einen Zuschlag 
auf den Strompreis finanziert.

Seit Beginn der Förderung kam es 
zu einem deutlichen Zubau an An-
lagen (Abbildung 1). Bis 2015 wur-
de über 1 GW an Leistung gebaut, 
welche ca. 2 TWh pro Jahr an Strom 
generieren. Dies sind ca. 3,5 % des 
Schweizer Stromverbrauchs. Die 
Förderbeiträge aus dem KEV-Fonds 

Zudem ist die Stromproduktion 
aus erneuerbaren Energien CO2-frei 
(z. B. Wind und PV) oder zumindest 
CO2-neutral (Biomasse). Dies ist ins-
besondere im Zusammenhang mit 
dem geplanten Ausstieg aus der 
Kernenergie relevant, da ohne Aus-
bau erneuerbarer Energien eine ver-
stärkte Nutzung fossiler Brennstoffe 
notwendig wäre.

Um diese Vorteile zu realisieren, 
kann eine Förderung erneuerbarer 
Energien aus verschiedenen Grün-
den sinnvoll sein:

1. Marktverzerrungen zugunsten fos-
siler Energie: 
Zurzeit sind die externen Kosten 
konkurrierender Technologien nicht 
vollständig internalisiert. So liegen 
zum Beispiel die Preise für CO2-Emis-
sionen im europäischen Emissions-
handel deutlich unter den Schätzun-
gen für die verursachten Schäden 
(z.B. Greenstone et al. 2013). Dies 
ist eine Verzerrung des Marktes zu-
gunsten fossiler Energieträger. Der 
Abbau dieser Marktverzerrungen 
durch eine Internalisierung aller ex-
ternen Kosten wäre besser, dürfte 
jedoch zumindest kurz- und mittel-
fristig schwer realisierbar sein. Die 
Förderung erneuerbarer Energien 
kann diesen bestehenden Markt-
verzerrungen entgegenwirken und 
einen Ausbau inländischer Erneuer-
barer ermöglichen. 

2. Technologielernkurve:
Viele erneuerbare Energien basieren 
auf vergleichsweise neuen Techno-
logien, bei denen durch Lern- und 
Skaleneffekte noch wesentliche 
Kostensenkungen möglich sind. 
Eine Förderung hilft, diese Kosten-

0

200

400

600

800

1000

1200

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

inst. Leistung

M
W

Wasser Sonne Wind Biomasse

Abbildung 1: Entwicklung KEV Kapazitäten (Stiftung KEV Geschäfts-
berichte 2012, 2015)
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auf den Endkundenpreis begrenzt, 
wurde in den letzten Jahren mehr-
fach erhöht, von anfangs 0,6 Rp./
kWh auf 1,5 Rp./kWh per 1. Ja-​
nuar 2017. Trotzdem ist die Wartelis-
te so lang, dass auch mit der letzten 
Erhöhung nur ein Teil der Anlagen 
gefördert werden kann. Der Kosten-
deckel erlaubt somit zwar eine Kos-
tenkontrolle, steht aber gleichzeitig 
dem angestrebten Ausbau im Weg.

Für kleine Photovoltaik-Anlagen 
von 10 bis 30 kW besteht seit 2014 
die Möglichkeit, statt der KEV eine 
Einmalvergütung (EIV) zu bezie-
hen, welche ca. 30 % der Investi-​
tionskosten deckt. Für noch kleine-
re Anlagen (unter 10 kW) besteht 
diese Wahlmöglichkeit nicht, son-
dern es kann nur die EIV bezogen 
werden. Zudem ist seit 2014 auch 
eine Eigenverbrauchsregelung in 
Kraft, welche es ermöglicht, mit er-
neuerbarer Produktion den eigenen 
Stromverbrauch zu senken und ent-
sprechend Kosten zu reduzieren.

2. Internationale Erfahrungen mit Ein-
speisetarifen
Einspeisetarife weisen eine hohe 
Effektivität auf und können einen 

sind dabei zwischen 2009 und 2015 
von 45 Mio. CHF auf 340 Mio. CHF 
angestiegen.

Im Vergleich zu anderen Einspei-
sesystemen, wie z. B. in Deutschland, 
weist die KEV zwei Besonderheiten 
auf. Der maximale Zuschlag auf den 
Strompreis hat einen Deckel, der 
die Gesamthöhe der Förderbeiträ-
ge begrenzt. Daraus folgt das Prob-
lem, dass bei zu hoher Nachfrage 
nach Förderung nicht alle Anlagen 
unterstützt werden können. Diese 
Anlagen werden auf der sogenann-
ten Warteliste vermerkt. Sobald 
KEV-Mittel frei werden, rücken diese 
Anlagen nach (Abbildung 2). Aktuell 
befinden sich über 35‘000 Anlagen 
auf der Warteliste mit einer Ge-
samtleistung von 3,7 GW und einer 
erwarteten jährlichen Stromerzeu-
gung von 6,6 TWh; dies entspräche 
rund der Hälfte des Ziels für erneu-
erbare Stromproduktion bis 2035. 
Ein weiteres Problem ergibt sich 
bei der Zuteilung auf die einzelnen 
Technologien. Da nicht alle Projek-
te gefördert werden können, muss 
eine Selektion erfolgen. 

Der Deckel, welcher den Zuschlag 

raschen Ausbau erneuerbarer 
Energien bewirken (Haas et al. 
2011).  Die geschaffene Investitions-
sicherheit gekoppelt mit der Mög-
lichkeit verschiedene Technologien 
entsprechend ihres Entwicklungs-
stands mit unterschiedlichen Tarifen 
zu fördern, erlaubt es, spürbare Kos-
tendegressionen zu generieren: 
sie heben Skaleneffekte, führen zu 
Wettbewerbsdruck auf der Produ-
zentenseite und fördern die unter-
nehmerische Innovation (van Sark 
et al. 2008, Butler und Neuhoff 2008, 
Peters et al. 2012). 

Global betrachtet stützen Einspei-
setarife daher auch die Umsetzung 
langfristiger Klimaziele, da sie 
helfen, die dafür notwendige Tech-
nologiebasis aufzubauen und das 
Erreichen einer kritischen Masse 
ermöglichen, ab welcher die Ent-
wicklung dank Netzwerkeffekten 
und Grössenvorteilen rascher in 
Richtung einer kohlenstoffarmen 
Wirtschaft verläuft (Bretschger und 
Schäfer 2017). 

Die grösste Herausforderung bei 
Einspeisetarifen ist die Festlegung 
der Höhe der Tarife. Einspeisetarife 
setzen, wenn sie nach Technologien 
differenziert sind, die Selektion von 
Technologien durch Marktwettbe-
werb ausser Kraft; mit den Tarifen 
wird de facto bestimmt, welche 
Technologien entwickelt und ge-
nutzt werden. Dies erhöht die tech-
nologische Diversität kann aber zu 
Investitionen führen, die sich im 
Nachhinein als nicht kosteneffizient 
erweisen (Lesser und Su 2008, Jäger-
mann 2014, Lechthaler-Felber und 
Krysiak forthcoming) oder zu einem 
„Lock-in“ bestimmter Technologien 

Abbildung 2: KEV Status, Stand 03.10.2016 (Stiftung KEV, KEV-Cockpit)
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Für die Schweiz sind wichtige Effek-
te, die in der Vergangenheit andere 
Länder zur Einführung von Einspei-
setarifen motiviert haben (verur-
sachte Kostendegression bei Er-
neuerbaren, Klimaschutz) aufgrund 
der geringen Marktgrösse und 
des heute weitgehend CO2-freien 
Stromsystems nur bedingt relevant. 
Der entscheidende Beitrag der KEV 
liegt im erreichten Start des Zubaus 
erneuerbarer Energien jenseits der 
Wasserkraft. Dementsprechend ist 
auch für die Schweiz ein Wechsel zu 
einer marktnäheren Förderung zu 
überlegen, sofern damit der weite-
re Ausbau erneuerbarer Energien 
sichergestellt werden kann. Ein we-
sentlicher Aspekt ist dabei die Kon-
trolle der Kosten der Förderung, da 
der bisherige Ansatz eines Kosten-
deckels dem geplanten substanti-
ellen Ausbau Erneuerbarer im Wege 
steht.

Geht es auch ganz ohne 
Förderung? 

Mit den beachtlichen Kostenreduk-
tionen der letzten Jahre stellt sich 
die Frage, ob nach dem Auslaufen 
der KEV überhaupt noch eine För-
derung notwendig ist oder ob er-
neuerbare Energien direkt am Markt 
bestehen können. 

Ohne Förderung werden Entschei-
dungen über Investitionen in erneu-
erbare Energien (bzw. auch jegliche 
andere Technologien) durch erwar-
tete Strompreis- und Kostenent-
wicklungen getrieben. 

Für die zukünftige Entwicklung der 
Strompreise in Europa sind unter 
anderem Investitions- und Desin-
vestitionsentscheidungen in unse-

ren Nachbarländern, Nachfrageent-
wicklungen (z. B. E-Mobilität), sowie 
die Brennstoffpreise für Kohle und 
Erdgas entscheidend. 

Nachfragenentwicklungen kön-
nen dabei durch nationale Politiken 
beeinflusst werden (z.B. ein Verbot 
von Autos mit Verbrennungsmotor). 
Die Brennstoffpreise werden stark 
durch Entwicklungen in Asien und 
das globale Wirtschaftswachstum 
geprägt. Zudem sind der europäi-
sche Emissionshandel sowie nati-
onale Energie- und Umweltpoli-
tiken wichtige Einflussgrössen. Auf 
die meisten dieser Faktoren hat die 
Schweiz keinen direkten Einfluss.

Auf der Kostenseite sind es globale 
technologische Entwicklungen, 
welche den grössten Einfluss auf die 
Rentabilität von erneuerbaren Ener-
gien haben. Darüber hinaus spielen 
auch lokale Kostenentwicklungen 
(z. B. Montagekosten) eine Rolle, 
welche insbesondere vom Lohnni-
veau, der lokalen Marktgrösse und 
von Lerneffekten abhängen (Huen-
teler et al. 2016). Die Schweiz kann 
nur diese lokalen Kostenkomponen-
ten direkt beeinflussen. 

Allgemein kann davon ausgegan-
gen werden, dass erneuerbare Ener-
gien mit der Zeit immer billiger wer-
den, während fossile und nukleare 
Energieerzeugung tendenziell teu-
rer wird (Abbildung 3 zeigt dies bei-
spielhaft für den deutschen Strom-
markt). Langfristig ist damit – eine 
wirksame Umsetzung der Klimapo-
litik unter dem Paris Abkommen 
vorausgesetzt – davon auszugehen, 
dass erneuerbare Energien wettbe-
werbsfähig werden.

führen (Hoppmann et al. 2013). 

Zudem führen Einspeisetarife zu-
mindest kurzfristig zu erhöhten 
Kosten, wenn (noch) weniger ent-
wickelte Technologien zum Einsatz 
gebracht werden. So ist in Deutsch-
land der Zuschlag zur Förderung 
erneuerbarer Energien (EEG-Um-
lage) heute die zweitgrösste Kom-
ponente des Strompreises für Pri-
vathaushalte (Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie 2016). 
Dementsprechend ist die Vertei-
lung der Kosten zwischen Haushal-
ten und Industrie sowie zwischen 
Einkommensgruppen ein wichtiger 
Gestaltungsaspekt. Eine Befreiung 
einer Verbrauchergruppe von der 
Umlagenfinanzierung führt zur stär-
keren Belastung einer anderen, was 
beispielsweise Haushalte mit gerin-
gem Einkommen überproportional 
treffen kann (Cludius 2015, Cludius 
et al. 2014a und b). 

3. Fazit
Die nationale wie internationale 
Erfahrung zeigt, dass Einspeiseta-
rife ein wirksames Instrument zur 
Förderung erneuerbarer Energien 
sind, welches durch Förderung auch 
noch recht marktferner Technolo-​
gien aber recht hohe Kosten ver-
ursachen kann. Dementsprechend 
sind reine Einspeisetarife vor allem 
in der Anfangsphase der Nutzung 
erneuerbarer Energien sinnvoll, in 
der verschiedene Technologien ent-
wickelt und an die Marktreife heran-
geführt werden sollten, der Umfang 
der Nutzung aber noch überschau-
bar bleibt. Da diese Anfangsphase 
überwunden scheint, zeichnet sich 
international eine Bewegung zu 
marktnäheren Instrumenten ab. 
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und der sektorale Wandel in Rich-
tung einer CO2-armen Wirtschaft ge-
fördert (Bretschger et al. 2011). Aus 
internationalen Vergleichsstudien 
geht schliesslich hervor, dass höhere 
Energiepreise langfristig keinen ne-
gativen Einfluss auf das Wirtschafts-
wachstum haben müssen, sondern 
dieses sogar unterstützen können 
(Bretschger 2015). 

Ein entscheidender Faktor bei der 
KELS ist neben der Höhe der Abga-
ben die Rückverteilung der Erträge 
aus den Abgaben. Je nach Ausge-
staltung (z. B. Entlastung der Unter-
nehmenssteuern oder Pro-Kopf-Er-
stattung) hat diese Wirkungen auf 
Wachstum, Verteilung und poten-
tiell auch auf die Entwicklung der 
Branchenstrukturen (Camenisch 
2016). Aus juristischer Sicht müs-
sen Lenkungsabgaben v.a. das 
Rechtsgleichheitsgebot und den 
Grundsatz der Wettbewerbsneutra-
lität wahren, was die Ausgestaltung 
von Abgabenhöhe und Abfede-
rungsmassnahmen stark beeinflusst 
(Camenisch 2016).

Trotz ihrer Vorzüge stellt das KELS 
aber keinen Ersatz für eine Förde-
rung erneuerbarer Energien dar. Es 
würde zwar zu einer Verteuerung 
der inländischen Nutzung fossiler 
Energieträger führen, die potentiell 
ausreichen kann, um einen merk-
lichen Aufbau fossiler Stromerzeu-
gung in der Schweiz zu vermeiden. 
Mittelfristig werden aber Stromim-
porte noch günstiger sein als inlän-
dische Produktion aus Erneuerba-
ren, insbesondere wenn die Preise 
für CO2-Emissionsrechte in der EU 
niedrig bleiben. Somit würde ein 
alleiniger Einsatz des KELS mittelfris-

Das Zusammenspiel von Preis- und 
Kostenentwicklungen ergibt aber – 
je nach Annahmen über die zeitliche 
Entwicklung der Preis- und Kosten-
niveaus – eine Vielzahl möglicher 
zeitlicher Abläufe. Ohne weitere 
Massnahmen nach Auslaufen der 
KEV könnte es möglicherweise zu 
einem Ausbau inländischer erneu-
erbarer Energien kommen, wahr-
scheinlicher aber zu deutlich anstei-
genden Importen. Denkbar ist auch 
ein merklicher Aufbau fossiler Er-
zeugung in der Schweiz (Schillinger 
et al. 2017 zeigt dies exemplarisch 
für 2035, Densing et al. 2014 zeigen 
die grosse Bandbreite innerhalb ver-
schiedener Schweizer Strommarkts-
zenarien). Welche dieser Entwick-
lungen sich realisiert, hängt (ohne 
Lenkungsmassnahmen) vor allem 
von internationalen Preis- und Kos-
tenentwicklungen ab, auf welche 
die Schweiz kaum Einfluss hat.

Wenn die Schweiz die Entwicklung 
ihres Energiesystems selbständig 
steuern möchte, wird der in der 
Energiestrategie 2050 vorgesehe-
ne Ausbau erneuerbarer Energien 
kaum zu erreichen sein, sofern die 
KEV ersatzlos wegfällt. 

Reicht das KELS?

Die Energiestrategie 2050 sieht vor, 
dass die Fördermassnahmen für er-
neuerbare Energien durch ein Kli-
ma- und Energielenkungssystem 
(KELS) ersetzt werden soll, das Ab-
gaben auf Brenn- und Treibstoffe so-
wie Strom erhebt. 

Grundsätzlich stellt ein solches Len-
kungssystem eine sinnvolle Weiter-
entwicklung der Klimapolitik dar, 
da es die negativen Externalitäten 
von Emissionen internalisiert und zu 
volkswirtschaftlich korrekten Ener-
giepreisen führt (Ambec und Cram-
pes 2015). 

Die Verteuerung der fossilen Ener-
gien betrifft zudem den gesamten 
Energiesektor, was gesamtwirt-
schaftlich sinnvoll ist, und induziert 
zusätzliche Innovationen und Tech-
nologieanpassungen (Hicks 1932). 
Art und Intensität der Vermeidungs-
massnahmen werden zudem den 
privaten Akteuren überlassen und 
Mitnahmeeffekte werden vermie-
den (OECD 2010). Neben den Inno-
vationen werden durch Lenkungs-
massnahmen die Kapitalbildung 

Abbildung 3:  Beispiel einer Kostenprognose (Frauenhofer ISE 2013)
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tig anstelle des geplanten Ausbaus 
inländischer Erneuerbarer zu einem 
Import von Strom aus dem Ausland 
führen.

Wenn dies vermieden werden soll, 
müsste das KELS Stromimporte 
differenziert besteuern (z. B. eine 
«Dreckstromabgabe» auf Strom aus 
fossilen Energieträgern). Eine solche 
Differenzierung wäre aber rechtlich 
begründungsbedürftig und nicht 
ohne weiteres mit internationa-
lem Recht vereinbar (Hettich und 
Walther 2011). Zudem würde eine 
vorbehaltlose Anerkennung auslän-
discher Grünstromzertifikate Impor-
te als kostengünstige Vermeidungs-
massnahme etablieren und keine 
starke Anreizwirkung für inländi-
sche Investitionen in neue erneuer-
bare Energien entfalten (Camenisch 
2016). 

Das KELS stellt somit zwar eine sinn-
volle Klimapolitik dar. Es ersetzt aber 
mittelfristig nicht eine dezidierte 
Förderung erneuerbarer Energien. 
Wenn die Ziele der Energiestrategie 
2050 erreicht werden sollen, sind – 
komplementär zum KELS – weitere 
Massnahmen notwendig.

Nach der KEV: Welche  
Alternativen gibt es?

Die bisherige Darstellung zeigt, 
dass nach Auslaufen der KEV wei-
tere Massnahmen erforderlich sind, 
um das Ziel der Energiestrategie 
(Ausbau auf 11’400 GWh bis 2035) 
zuverlässig zu erreichen. Um einen 
Fortschritt gegenüber der KEV dar-
zustellen, sollten diese Massnahmen 
den Ausbau sicher und kosteneffizi-
ent erreichen (z. B. durch eine stär-

kere wettbewerbliche Förderung). 
Zusätzlich sollte sichergestellt sein, 
dass eine Kontrolle der Gesamtkos-
ten gewährleistet ist und die gesell-
schaftliche Akzeptanz des Ausbaus 
erhalten bleibt. 

Prinzipiell gibt es für die Förderung 
erneuerbarer Energien die Mög-
lichkeit einer Preissetzung (wie bei 
Einspeisetarifen, Einspeiseprämien) 
oder einer Mengensetzung (Quo-
ten, Ausschreibungen). Da sich die 
Gesamtkosten aus Preis und Men-
ge bilden, erlauben beide Ansätze 
alleine aber keine Kostenkontrolle. 
Hierzu sind Mischformen (hybri-
de Instrumente) notwendig. In der 
Praxis sind diese Mischformen weit 
verbreitet. So hat zum Beispiel 
Deutschland 2014-2016 einen Ein-
speisetarif verwendet, bei dem die 
Höhe der Tarife an Mengenziele ge-
koppelt war. 
Bei einem guten Design, ist ein 
hybrides Instrument einer reinen 
Preis- oder Mengensteuerung stets 
überlegen (Krysiak 2008). Auch bei 
hybriden Instrumenten kann aber 
nach der primären Massnahme 
(Mengen- oder Preissetzung) unter-
schieden werden. 

1. Flexible Mengensteuerung
Ein klassisches mengenbasiertes 
Instrument sind handelbare Quo-
ten für erneuerbare Energien. Diese 
werden z. B. in Australien, Kalifor-
nien und Schweden eingesetzt. In 
einem Quotensystem werden Ver-
sorger (oder Produzenten, teilweise 
auch Grossverbraucher) verpflich-
tet, einen festgelegten Anteil ihres 
Stromabsatzes durch erneuerbare 
Energien zu decken. Hierdurch ent-
steht ein separater Markt für Strom 

aus erneuerbaren Energien. Der 
Preis auf diesem Markt stellt sich so 
ein, dass im Idealfall die geforderte 
Quote erreicht wird. 
Das Quotenmodell stellt damit eine 
marktnahe Lösung dar: Der Staat 
legt nur das Gesamtziel (die zu er-
reichende Quote) fest. Wo und mit 
welchen Technologien dieses Ziel 
erreicht wird, bleibt den Akteuren 
im Markt überlassen. 

Im Vergleich zu differenzierten 
Einspeisetarifen führt das Quoten-
modell zu stärkerem Wettbewerb 
zwischen den Technologien (Lesser 
und Su 2008). Verglichen mit einer 
Lenkung durch einen einheitlichen 
Preis (Lenkungsabgabe) besteht der 
Vorteil, dass verschiedene Techno-
logien am Markt bestehen können, 
sofern ihre Kosten nicht zu stark di-
vergieren (Requate und Unold 2003, 
Krysiak 2011, Lechthaler-Felber und 
Krysiak forthcoming). Empirische 
Erfahrungen mit dem australischen 
Quotensystem zeigen allerdings, 
wie schwierig es ist, mit einem ein-
fachen Quotenmodell ein breites 
Spektrum an Technologien zu för-
dern (Betz et al. forthcoming). Dem-
entsprechend wurde in manchen 
Märkten (z. B. UK) eine Technolo-
gie-spezifische Komponente einge-
baut (sog. banding). 

Ein alternatives mengenbasiertes 
Instrument sind wettbewerbliche 
Ausschreibungen. Auch hier legt 
der Staat eine zu erreichende Men-
ge fest (i.d.R. aber Produktionskapa-
zität, nicht produzierte Energie). Die 
Marktakteure geben Gebote ab, zu 
welchem Preis sie bereit sind zu in-
vestieren, und die Gebote werden in 
Reihenfolge aufsteigender Preise bis 
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zur gewünschten Gesamtmenge be-
rücksichtigt. Ein solches System wird 
z. B. ab 2017 in Deutschland und 
auch in anderen Ländern für Gros-
sanlagen eingesetzt. Im Vergleich 
zu einem Quotensystem tragen In-
vestoren bei Ausschreibungen ein 
geringeres Risiko. Der Quotenpreis 
wird dynamisch am Markt bestimmt, 
während bei Ausschreibungen für 
einen definierten Zeitraum ein fes-
ter Tarif ermittelt wird. 
Bei beiden Systemen ist der Grund-
gedanke eine wettbewerbliche 
Selektion von Technologien und 
Standorten zu ermöglichen und 
damit eine effiziente Förderung zu 
erreichen. Der Preis für die gerin-
geren Gesamtkosten ist aber das 
Risiko, zu stark auf heute günstige 
Technologien zu fokussieren (Krysi-
ak 2011, Lechthaler-Felber und Kry-
siak forthcoming) und damit Tech-
nologien mit besserem zukünftigen 
Potential zu verpassen. Um dies 
zu vermeiden können Teilmärkte/
Teilausschreibungen für „emerging 
technologies“ eingerichtet werden, 
die aufgrund eines kleinen Umfangs 
wenig Kosten verursachen aber eine 
breite technologische Entwicklung 
fördern.

Eine Mischform (hybrides Instru-
ment) stellen Quotenmärkte und 
Ausschreibungen mit Preisober- 
und -untergrenzen oder einem ak-
tiven Preismanagement dar (Krysi-
ak 2008). Hier wird die geforderte 
Menge angepasst, wenn die Preis-
grenzen überschritten werden. Die 
Preisobergrenze ermöglicht dabei 
eine sichere Kostenkontrolle wäh-
rend die Preisuntergrenze minimale 
Investitionsanreize garantiert. 

Für die Schweiz würden beide Ins-
trumente – Quote und Ausschrei-
bung, sowie die damit einhergehen-
den Mischformen – die Möglichkeit 
bieten, einen flexiblen Übergang 
von der KEV zu einem Zustand ohne 
Förderung zu schaffen. Sobald er-
neuerbare Energien kompetitiv 
sind, sinkt der Preisunterschied zwi-
schen zertifiziertem erneuerbaren 
Strom und konventionellem Strom 
bzw. die durch Ausschreibung er-
mittelte Förderung auf null und das 
System kann ausser Kraft gesetzt 
werden. Bei beiden Instrumenten 
ist ein funktionierender und liquider 
Markt eine wichtige Voraussetzung, 
die aber bei einer hinreichend sorg-
fältigen Ausgestaltung erreichbar 
scheint. Unter diesen Voraussetzun-
gen erlauben beide Instrumente 
eine direkte Vorgabe und Umset-
zung des Gesamtausbaus an Erneu-
erbaren.

2. Flexible Preissteuerung
Eine andere marktnähere Weiter-
entwicklung der KEV stellen Ein-
speiseprämien mit variabler Ge-
samtvergütung dar. Bei solchen 
Prämiensystemen erhalten erneu-
erbare Energien einen in der Regel 
festen ‚Bonus‘ zusätzlich zum Markt-
preis. Investoren tragen daher ei-
nen grösseren Teil des Strommarkt-
preisrisikos als bei dem im ersten 
Massnahmenpaket vorgesehenen 
System der Direktvermarktung. Da-
her gibt das System Anreize, bei re-
lativer Knappheit mehr Strom aus 
Erneuerbaren einzuspeisen.
Auch die Bereitstellung von Risi-
kokapital für erneuerbare Energie-
projekte in Form von Investitions-
beiträgen stellt ein preisbasiertes 

Instrument dar. Dies trägt der Tat-
sache Rechnung, dass erneuerbare 
Energien kapitalintensive Technolo-
gien sind und ein hoher Anteil der 
Kosten zu Beginn des Projekts an-
fällt. Im Unterschied zur Einspeise-
vergütung, bei der Projektentwick-
ler die Erlöse erst in einem späten 
Projektstadium erhalten, bilden der-
artige Beiträge besser das Risiko im 
Projektverlauf ab. Ein Beispiel ist das 
Community and Renewable Energy 
Scheme (CARES) von Local Energy 
Scotland, das Beiträge an die Ent-
wicklung von erneuerbaren Ener-
gieprojekten auf Gemeindeebene 
leistet. 

Auch Einspeiseprämien führen 
verglichen mit Einspeisetarifen zu 
mehr Wettbewerb zwischen den 
Technologien. Eine Förderung un-
terschiedlicher Technologien kann 
dabei über eine differenzierte Aus-
gestaltung der Prämien erreicht 
werden. Prämiensysteme erlauben 
zudem, das den Produzenten über-
tragene Risiko und die Anreize für 
eine systemdienliche Produktion 
recht flexibel zu gestalten. Indem 
Strommarktpreise über eine längere 
oder kürzere Periode gemittelt wer-
den, können die Produzenten mehr 
oder weniger gegen Preisschwan-
kungen abgesichert und schwä-
chere oder stärkere Anreize für eine 
systemdienliche Produktion gesetzt 
werden.Wie bei technologiespezifi-
schen Anpassungen in Mengensys-
temen ist aber zu berücksichtigen, 
dass unterschiedliche Tarife zu einer 
zumindest kurzfristig ineffizienten 
Stromproduktion führen (es wer-
den nicht nur die kostengünstigsten 
Technologien eingesetzt).
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Im Gegensatz zu mengenbasierten 
Instrumenten sind die Zubauraten 
bei preisbasierten Instrumenten 
ohne zusätzliche Massnahmen 
nicht planbar. Dies kann daher bei 
zu niedrigeren Fördersätzen dazu 
führen, dass die Ziele der Energie-
strategie nicht erreicht werden; bzw. 
bei zu hohen Fördersätzen können 
die Kosten stark steigen. 

Auch hier ist es aber möglich, mit 
einem hybriden Instrument zu ar-
beiten. Hierzu werden automatische 
Anpassungen der Prämien in Ab-
hängigkeit der Erreichung von Zu-
bauzielen vorgesehen. Ein solcher 
Ansatz wurde zum Beispiel 2014-
2016 in Deutschland verwendet, um 
die 2012/2013 stark angestiegenen 
Kosten des Fördersystems zu dämp-
fen. 

Insgesamt können sowohl preis- als 
auch mengenbasierte Systeme die 
Ziele eines sicheren und effizienten 
Ausbaus Erneuerbarer erreichen. 
Die Vor- und Nachteile beider An-
sätze hängen stark von der spezifi-
schen Ausgestaltung ab. Dabei ist zu 
beachten, dass zwischen einem kos-
tenminimalen Ausbau (Nutzung der 
günstigsten Technologie) und dem 
Erhalt technologischer und geogra-
fischer Diversität des Ausbaus ein 
Zielkonflikt besteht. Je nach Ausge-
staltung können beide Instrumente 
eher dem einen oder dem anderen 
Ziel dienen. 

Für die gesellschaftliche Akzeptanz 
ist die Verteilung von Nutzen und 
Kosten unter den beteiligten Ak-
teuren von hoher Relevanz (Tabi 
und Wüstenhagen 2015 und 2017). 
Daher ist bei allen Instrumenten si-

cherzustellen, dass Grossinvestoren 
nicht in ineffizienter Weise bevor-
zugt werden. 

Schliesslich sollten die Instrumente 
langfristig ausgestaltet werden (z. B. 
klare Definition von Quotenpfaden 
oder Entwicklung der Prämien), 
um Investitionssicherheit zu schaf-
fen. Der Ausbau Erneuerbarer kann 
sonst durch höhere Finanzierungs-
kosten verteuert (Lüthi und Wüsten-
hagen 2012) oder verzögert werden 
(Hoffmann et al. 2009).

Da die Vor- und Nachteile der ver-
schiedenen Ansätze von den Details 
der Ausgestaltung abhängen, wäre 
es wünschenswert, beide Ansätze 
(Preis- und Mengensteuerung) für 
eine Schweizer Anwendung konkret 
auszuarbeiten, bevor eine Festle-
gung auf ein Fördersystem erfolgt.

Praktische Herausfor-
derungen des Übergangs

Für die Gestaltung zukünftiger Mass-
nahmen sind verschiedene weitere 
Aspekte zu bedenken, insbesondere 
die Integration in das Stromsystem, 
die Wechselwirkungen zwischen In-
strumenten, der Übergang von der 
KEV und juristische Herausforderun-
gen.

1. Systemintegration
Mit zunehmendem Ausbau neuer 
Erneuerbarer gewinnt die Integra-
tion in das Stromsystem an Bedeu-
tung. Produzenten sollten hierzu 
Anreize für eine systemdienliche 
Produktion (Ost- oder Westausrich-
tung von PV-Anlagen, Aufbau loka-
ler Speicher) haben. Solche Anreize 
können durch eine teilweise Über-

tragung der Preisschwankungen 
(wie z. B. bei Einspeiseprämien) auf 
den Produzenten bzw. die Berück-
sichtigung erneuerbarer Energien 
bei den Systemdienstleistungen er-
reicht werden, wobei eine Balance 
zwischen Investitionssicherheit zur 
Förderung des Ausbaus und Anrei-
zen zum systemdienlichen Betrieb 
erreicht werden muss.

2. Wechselwirkungen zwischen Instru-
menten
Bei der Ausgestaltung der Förde-
rung Erneuerbarer Energie ist auf 
Wechselwirkungen mit bestehen-
den Politikinstrumenten zu achten. 
Zu nennen ist hier das Zusammen-
spiel von erneuerbaren Energien 
und dem europäischem Emissions-
handelssystem (Abrell und Weigt 
2008, Böhringer und Rosendahl 
2010, Abrell et al. 2016), welches 
spätestens mit einer Kopplung des 
Schweizer und des Europäischen 
Emissionshandels relevant werden 
dürfte. 

Eine weitere Wechselwirkung ist 
der ‚Merit-Order Effekt‘, welcher zu 
niedrigeren Strompreisen und einer 
Verdrängung konventioneller Kraft-
werke durch erneuerbare Energien 
führt (Cludius et al. 2014a). Dies ist 
ein gesamteuropäisches Phäno-
men, welches aufgrund der engen 
Verflechtung des Schweizer Strom-
marktes mit den Nachbarländern 
entsprechende Rückwirkungen auf 
die Schweizer Stromerzeugung hat 
(z. B. die Auswirkung sinkender Prei-
se auf die Schweizer Wasserkraft). 

3. Übergang von der KEV
Der Übergang von der KEV zu ei-
nem weiterentwickelten Instrument 
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stellt eine zentrale Herausforderung 
dar (BFE 2013). Es ist die Frage zu 
klären, wie mit den auf der KEV-War-
teliste verbleibenden Projekten um-
zugehen ist. Unter dem Aspekt der 
rechtlich geforderten Wettbewerbs-
neutralität ist zu berücksichtigen, 
dass nach dem Auslaufen der KEV 
Anlagen mit und ohne Förderung 
miteinander im Wettbewerb stehen 
werden.

Letztlich sollte auch der Gesamt-
kontext der Energiestrategie be-
rücksichtigt werden. Die Zielgrössen 
von reduziertem Energieverbrauch, 
Ausstieg aus der Kernkraft und Aus-
bau erneuerbarer Energien, gekop-
pelt mit der Vielzahl an Nebenas-
pekten (z. B. Mobilität, Wasserkraft, 
Netzanpassung, Energieforschung), 
steckt einen sehr grossen Politikbe-
reich ab. Die Förderung erneuerba-
rer Stromproduktion stellt dabei nur 
ein mögliches Teilelement unter ei-
ner Vielzahl möglicher Politikmass-
nahmen dar. 
So haben verschiedene Autoren für 
die USA gezeigt, dass eine Quote für 
den Anteil an erneuerbaren Energi-
en in Bezug auf die Vermeidung von 
CO2-Emissionen weniger effizient 
sein kann als eine anreizbasierte Kli-
mapolitik und auch zu geringeren 
Anpassungen der Nachfrageseite 
des Marktes führen kann (Rausch 
und Karplus 2014, Holland et al. 
2009). Andererseits können Überle-
gungen angestellt werden, ob mit 
einem Fördersystem auch beste-
hende Anlagen (z. B. Wasserkraft) 
integriert werden. So würden z. B. 
Quoten und Ausschreibungen eine 
Integration von Wasserkraft auf der 
Angebotsseite ermöglichen.

Bei der Auswahl der entspre-
chenden Politikinstrumente sind 
wiederum verschiedene Kriterien 
zu berücksichtigen (Effizienz und 
Effektivität, Verteilung der Kosten 
und Nutzen, Berücksichtigung von 
Unsicherheiten sowie politische 
Umsetzung). So vergleichen Rausch 
et al. (2016) die ökonomischen Kos-
ten und Verteilungswirkungen eines 
breitangelegten und anreizbasier-
ten Lenkungssystems (Steuern auf 
CO2 und Strom) mit denen eines 
Fördersystems (wettbewerbliche 
Ausschreibungen, Gebäudepro-
gramm, Emissionsstandards für Per-
sonenwagen und Energieeffizienz 
für elektrische Haushaltsgeräte). 
Das Anreizsystem weist dabei die 
erwartete höhere Kosteneffizienz 
auf, jedoch existieren trade-offs 
zwischen Effizienz und Verteilungs-
gerechtigkeit, da einkommensär-
mere Haushalte meist stärker von 
einer Energiesteuer betroffen sind 
als einkommensreichere Haushalte 
(Rausch et al. 2010).

4. Juristische Herausforderungen
Aus juristischer Sicht verschafft der 
Umweltschutzartikel (Art. 74 BV) 
dem Bund erhebliche Eingriffs- und 
Steuerungsmöglichkeiten im Ener-
giebereich, allerdings nur soweit 
Fördermassnahmen einen direkten 
Beitrag zur Verminderung der Luft-
belastung leisten (BBl 1996 IV 1005, 
1153). Der Energieartikel (Art.  
89 BV) selbst beschränkt die (finan-
zielle) Förderkompetenz des Bundes 
auf die «Entwicklung» neuer Ener-
gietechniken.

Eine mögliche Einführung eines 
schweizerischen Quotenmodells ist 
bereits in Art. 7b Abs. 4 des gelten-

den Energiegesetzes (EnG, SR 730.0) 
abgedeckt. Der Bundesrat kann 
Mindestabgabemengen bzw. Quo-
ten festlegen, sollten die energiepo-
litischen Ziele in Anwendung eines 
kooperativen, subsidiären Regulie-
rungsregimes nicht verwirklicht wer-
den können (Hettich und Walther 
2011). Die Möglichkeit zur Einfüh-
rung von Quoten ist aus dem revi-
dierten Energiegesetz zwar gestri-
chen; das Parlament verlangt vom 
Bundesrat jedoch bis 2019 einen 
Erlassentwurf für die Einführung ei-
nes marktnahen Fördermodells, vor 
allem mit Blick auf die Wasserkraft 
(Art. 30 Abs. 5 revEnG; Hettich et al. 
2017). Sollten differenzierte Quoten 
eingeführt werden, gilt es aus juristi-
scher Sicht Ungleichbehandlungen 
sachlich zu rechtfertigen; etwa aus 
Gründen des Umweltschutzes oder 
der Versorgungssicherheit. Andern-
falls resultieren auch Konflikte mit 
übergeordneten Vorschriften des 
WTO-Rechts und dem Freihandel-
sabkommen (Hettich und Walther 
2011). 

Ein weiterer wichtiger Aspekt bei 
der Nachfolgeregelung für die KEV 
ist, wie die Fördermassnahmen der 
Schweiz aus Sicht des EU-Rechts 
bewertet werden würden, auch in 
Hinblick auf die Verhandlungen 
zum Stromabkommen. Gemäss den 
Leitlinien für staatliche Umwelt-
schutz- und Energiebeihilfen 2014-
2020 erachtet die EU-Kommission 
primär die Ausschreibung und se-
kundär die Direktvermarktung von 
Stromerzeugungsanlagen mit Ein-
speiseprämien als die wettbewerbs-
neutralsten Instrumente im Sinne 
des europäischen Rechts (Art. 107 
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Abs.  3 BSt. c AEUV), wobei nur in 
Ausnahmefällen technologiespezi-
fische Ausschreibungen in Betracht 
kommen (Ziff. 3.3.2.1. Rz. 126 Leitli-
nien). Darüber hinaus sieht die Kom-
mission die Förderung erneuerbarer 
Energien mithilfe von Marktinstru-
menten wie Umweltzertifikaten als 
mit dem Binnenmarkt vereinbar an 
(Ziff. 3.3.1.4. Rz. 135-137 Leitlinien). 
Letztere Vorschriften sind auf die 
Einführung von Quotenmodellen 
zugeschnitten.

Die Schweiz hat Ausschreibungen 
in diesem Sinne nicht im Entwurf 
des revidierten Energiegesetzes vor-
gesehen, allerdings existiert bspw. 
eine Solarstrombörse der Elektrizi-
tätswerke des Kantons Zürich (EKZ) 
mit einem ähnlichen Mechanismus. 
Bei der Direktvermarktung ist u.a. 
zu beachten, dass die Beihilfe nicht 
über der Differenz der Gesamtgeste-
hungskosten und dem Marktpreis 
liegen darf (Ziff. 3.3.2.2. Rz. 131 Leit-
linien). Die im Entwurf des revidier-
ten Energiegesetzes der Schweiz 
vorgesehenen Vergütungssätze 
(Art.  22 f. E-EnG) fügen sie sich in die 
EU-Leitlinien ein. 

Handlungsempfehlungen

Mit der Energiestrategie 2050 und 
dem ersten Massnahmenpaket 
steht die Schweiz vor der Herausfor-
derung den mit der KEV erfolgreich 
begonnenen Ausbau erneuerbarer 
Energien fortzuführen.

Der angedachte KELS Mechanis-
mus kann zwar den Neubau fossiler 
Kraftwerke in der Schweiz ökono-
misch unattraktiv machen. Jedoch 
stellt er keine Garantie dar, dass 

in der Schweiz in erneuerbare 
Stromerzeugung investiert wird. 
Ohne weitere Massnahmen werden 
Investitionen in Erneuerbare von 
den europäischen Marktentwicklun-
gen sowie globalen Kostenentwick-
lungen abhängig sein. Auf beides 
hat die Schweiz aber wenig Einfluss. 

Die im Rahmen der Energiestrate-
gie 2050 gesetzten Ziele in Bezug 
auf erneuerbare Stromerzeugung 
in der Schweiz erfordern daher 
zusätzliche Massnahmen. Diese 
sind im revidierten Energiegesetz 
noch nicht angelegt, mit Blick auf 
die Lage der Wasserkraft aber vom 
Parlament eingefordert worden. 

Zielsetzung einer potentiellen För-
derung erneuerbarer Energien nach 
der KEV wäre die Fortsetzung des 
Ausbaus der erneuerbaren Energi-
en (entsprechend der Energiestra-
tegie 2050). Die Förderinstrumente 
sollten dabei möglichst marktnah 
gestaltet sein und so vorhersehbar, 
dass sie eine Investitionssicherheit 
für Investitionen in Erneuerbare bie-
ten. Ferner sollten sie eine Kontrolle 
der Gesamtförderkosten erlauben 
und eine hohe gesellschaftliche Ak-
zeptanz geniessen. 

Diese Vorgaben können mit zwei 
Gruppen von Massnahmen erreicht 
werden. Einerseits können flexible 
Mengeninstrumente – wie Quo-
ten oder Ausschreibungen – die 
Ausbauziele direkt implementieren. 
Die Kosten können hier durch ge-
zielte Massnahmen (Preisober- und 
Preisuntergrenze) planbar gestaltet 
werden.  

Anderseits können mit flexiblen 
Preisinstrumenten – wie Einspei-

seprämien – die Investitionsanreize 
von Einspeisevergütungen weitge-
hend beibehalten werden, während 
gleichzeitig die Anbieter stärker den 
Marktkräften ausgesetzt werden. 
Mengenziele und Kostenkontrolle 
könnten hierbei durch zusätzliche 
Massnahmen (z. B. automatische 
Anpassung der Prämien entspre-
chend der Erreichung von Ausbau-
zielen) integriert werden.

Da bei beiden Varianten die Details 
der Ausgestaltung äusserst wichtig 
sind und sich zudem weitere Her-
ausforderungen für den Übergangs-
prozess ergeben, ist eine zeitnahe 
Planung des Übergangs von ent-
scheidender Bedeutung. Da hier 
eine wichtige Weichenstellung vor-
genommen wird, wäre es zudem 
sinnvoll verschiedene Alternati-
ven (Preis- und Mengenansatz) 
auszuarbeiten. 
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tegie 2050 bei, indem es detaillierte, forschungsbasierte Handlungsempfehlungen erarbeitet. Diese Empfehlungen 
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